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Geschéftszahl: 2022-0.600.323 Wien, 2. September 2022

Betreff

Vorabzustimmung gemaf Artikel 14 EG-VerbringungsVi. V. m. § 71a AWG 2002 fiir die
Behandlungsanlage der MGG Polymers GmbH Wipark, 12. Straf3e 8, fiir 45.000 Jahreston-
nen Abféllen der Schlisselnummer 57129 (sonstige ausgehartete Kunststoffabfalle, Video-
kassetten, Magnetbander, Tonbander, Farbbander (Carbonbander), Tonercartridges ohne
gefahrliche Inhaltsstoffe) gemaR 6sterreichischem Abfallverzeichnis;

Bescheid

BESCHEID

Die Bundesministerin flr Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitat, Innovation und Techno-
logie erteilt gemaR Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 1013/2006 Uber die Verbringung
von Abfallen (EG-VerbringungsV) sowie § 71a Abfallwirtschaftsgesetz 2002 (AWG 2002),
BGBI. 12002/102 i.d.g.F. der MGG Polymers GmbH die

Vorabzustimmung

flir die Verwertung von bis zu 45.000 Jahrestonnen

Abfille der Schliisselnummer 57129 (sonstige ausgehdrtete Kunststoffabfille, Videokas-
setten, Magnetbander, Tonbander, Farbbander (Carbonbander), Tonercartridges ohne ge-

fahrliche Inhaltsstoffe)

gem3R ONORM S 2100 in Verbindung mit der Abfallverzeichnisverordnung 2020, BGBI. ||
2020/409;

Code gemaR EU-Abfallverzeichnis: 19 12 04 (Kunststoff und Gummi)
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Basel-Code: EU48

am Standort:

MGG Polymers GmbH
Wipark 12 Strafle 8
A-3331 Kematen/Ybbs

Personen-GLN 9008390099032
Standort-GLN 9008390129883

durch das Verwertungsverfahren R3: Verwertung/Riickgewinnung organischer Stoffe, die
nicht als L6sungsmittel verwendet werden

vom 18. September 2022 bis 17. September 2027

gemall dem Antrag vom 23. Mai 2022, der ein integrierter Bestandteil dieses Bescheides
ist, unter Einhaltung folgender I. Bedingungen und Il. Auflagen:

I. Bedingungen

1. Diese Vorabzustimmung erlischt, wenn der MGG Polymers GmbH die Erlaubnis fiir die
Sammlung oder Behandlung der gegenstandlichen Abfille gemall § 25a Abs. 6 AWG
2002 entzogen wird oder die Behandlertatigkeit im Sinne von § 26 Abs. 5 AWG 2002
einzustellen ist.

2. Diese Vorabzustimmung erlischt, wenn die ordnungsgemaRe Verwertung der gegen-
standlichen Abfalle bei der MGG Polymers GmbH z.B. auf Grund der Stilllegung von Ma-
schinen oder der SchlieBung von Teilen des Betriebes, nicht mehr gesichert erscheint.

3. Diese Vorabzustimmung erlischt, wenn die ordnungsgemafe Behandlung der anlass-
lich der Verwertung der gegenstandlichen Abfdlle anfallenden Reststoffe nicht mehr
gesichert erscheint.

IIl. Auflagen:

1. Abfalle dirfen seitens der MGG Polymers GmbH nur nach Mallgabe der vorhandenen
Kapazitaten fiir deren ordnungsgemale Verwertung Gibernommen werden.
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Verwaltungsabgabe

GemalR § 1 Abs. 1und § 4i. V. m. Anlage A, Allgemeiner Teil, Z 1 Bundes-Verwaltungsabga-
benverordnung, BGBI. 1983/24 i. d. F. BGBI. 1 2008/5, wird fiir die erteilte Bewilligung eine
Verwaltungsabgabe in Hohe von € 6,50 vorgeschrieben.

Begriindung

Mit Schreiben der MGG Polymers GmbH vom 23. Mai 2022 wurde der Antrag auf Erteilung
der Vorabzustimmung gemal Art. 14 der EG-VerbringungsVi. V. m. § 71a AWG 2002 fiir
die Anlage am Standort A-3331 Kematen/Ybbs, Wipark, 12. StraRe 8, fiir 45.000 Jahreston-
nen von Abfallen der Schliisselnummer 57129 (sonstige ausgehartete Kunststoffabfalle,
Videokassetten, Magnetbadnder, Tonbander, Farbbander (Carbonbander), Tonercartridges
ohne gefdhrliche Inhaltsstoffe) gemal dsterreichischem Abfallverzeichnis Gbermittelt.

Laut Firmenbuchauszug erfolgte am 14. Dezember 2017 eine Ubernahme der MBA Poly-
mers GmbH durch die MGG Polymers GmbH und damit eine Anderung des Firmennamens.

Folgende Antragsunterlagen liegen vor:

1. Angaben zur Person einschlielRlich Eigentimerstruktur der betreffenden Behandlungs-
anlage inklusive aktuellem Firmenbuchauszug;

2. Angaben lGber den Namen und die Adresse der betreffenden Behandlungsanlage so-
wie Identifikationsnummern gemalk dem Register gemal § 22 fiir Personen, Standorte
und Anlagen;

3. eine Beschreibung der in der Behandlungsanlage angewandten Technologien;
eine Beschreibung der nicht vorlaufigen Verwertungsverfahren, fiir welche eine Vorab-
zustimmung beantragt wurde, einschlielich R-Code: R3;

5. Kopien aller relevanten Berechtigungen, Erlaubnisse und Genehmigungen: Bescheide
liegen vor;

6. Ein Nachweis, dass der Antragsteller Gber ein von einer akkreditierten Zertifizierungs-
stelle ausgestelltes Zertifikat gemaR ONORM EN ISO 14001 ,Umweltmanagementsys-
teme — Anforderungen mit Anleitung zur Anwendung” vom 15. August 2009 verfiigt
sowie die Dokumentation der aktuellen Managementbewertung gemaR der ONORM
EN ISO 14001; Bureau Veritas Certification vom 25. Mai 2021;

7. eine Auflistung der Abfalle, fiir die die Vorabzustimmung ausgestellt werden soll, unter
Angabe der Abfallart gemaR einer Verordnung nach § 4, des Eintrags im Europaischen
Abfallverzeichnis und im Anhang IV und IVA der EG-VerbringungsV;

8. eine Analyse oder Beschreibung der physikalischen und chemischen Eigenschaften der
in der Behandlungsanlage regelmalig behandelten Abfille sowie die Annahmekrite-
rien der Behandlungsanlage fiir diese Abfille;
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9. Angaben Uber die Gesamtmenge jeden Abfalls, fiir den die Vorabzustimmung ausge-
stellt werden soll: die angegebene Gesamtmenge betragt insgesamt 45.000 Jahres-
tonnen fiir Abfille der oben angefiihrten Schliisselnummer;

10. Angaben (ber die voraussichtliche Menge, die Zusammensetzung und die Behandlung
des Restabfalls: die vorgelegten Angaben sind schliissig und nachvollziehbar; die ord-
nungsgemadle Behandlung der anlasslich der Verwertung der gegenstandlichen Abfalle
anfallenden Reststoffe erscheint gesichert;

11. Angaben Uber samtliche in der Behandlungsanlage des Antragstellers gemal § 9 VstG
verantwortliche Personen: es sind keine rechtskraftige AWG-Strafen aktenkundig;

12. eine Erklarung, Antrage und Meldungen betreffend grenziiberschreitende Abfallver-
bringungen lber ein Register gemal § 22 Abs. 1 einzubringen, sofern dieser Teilbe-
reich im Register eingerichtet ist.

Seitens der Landeshauptfrau von Niederdsterreich wird im Rahmen der Stellungnahmen
(WST1-KB-376/044-2022) vom 18. Juli 2022 und 22. August 2022 ausgefihrt, dass die An-
lage dem Stand der Technik entspricht, die erforderliche Erlaubnis gemall § 24a AWG

2002 fir die Sammlung und Behandlung der gegenstandlichen Abfélle vorliegt, die Rest-
stoffentsorgung ordnungsgemaR dargelegt wurde und keine Bedenken gegen die Erteilung
der Vorabzustimmung bestehen.

Die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitat, Innovation und Tech-
nologie hat erwogen:

GemaR Art. 14 Abs. 1 EG-VerbringungsV kénnen die zustandigen Behdrden am Bestim-
mungsort, in deren Zustdndigkeit spezielle Verwertungsanlagen fallen, beschlieRen, dafir
Vorabzustimmungen auszustellen.

Solche Entscheidungen sind auf einen bestimmten Zeitraum begrenzt und kénnen jeder-
zeit widerrufen werden.

Gemal § 71a Abs. 1 AWG 2002 ist der Betreiber einer in Osterreich gelegenen ortsfesten
Behandlungsanlage berechtigt, fir die nicht vorlaufige Verwertung in dieser Behandlungs-
anlage eine Vorabzustimmung im Sinne des Art. 14 der EG-VerbringungsV zu beantragen.
Der Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft hat Gber
diesen Antrag mit Bescheid abzusprechen.

Gemal § 71a Abs. 2 AWG 2002 sind dem Antrag auf Vorabzustimmung gemal Abs. 1 vom
Antragsteller insbesondere anzuschlieRen:

1. Angaben zur Person einschliefllich Eigentiimerstruktur der betreffenden Behandlungs-
anlage

inklusive aktuellem Firmenbuchauszug;

2. Angaben Uber den Namen und die Adresse der betreffenden Behandlungsanlage sowie
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Identifikationsnummern gemaR dem Register gemalk § 22 fiir Personen, Standorte und An-
lagen;

3. eine Beschreibung der in der Behandlungsanlage angewandten Technologien;

4. eine Beschreibung der nicht vorlaufigen Verwertungsverfahren, fiir welche eine
Vorabzustimmung beantragt wurde, einschlieflich R-Codes;

5. Kopien aller relevanten Berechtigungen, Erlaubnisse und Genehmigungen;

6. ein Nachweis Uber die Eintragung des Antragstellers als eine eingetragene Organisation
gemall EMAS oder Nachweis, dass der Antragsteller eine eingetragene Organisation ge-
makRk einer Verordnung nach § 15 Abs. 5 UMG ist oder ein Nachweis, dass der Antragsteller
Uber ein von einer akkreditierten Zertifizierungsstelle ausgestelltes Zertifikat gemal
ONORM EN ISO 14001 “Umweltmanagementsysteme - Anforderungen mit Anleitung zur
Anwendung” vom 15. August 2009 verfligt sowie die Dokumentation der aktuellen Ma-
nagementbewertung gemaR der ONORM EN ISO 14001;

7. eine Auflistung der Abfalle, fiir die die Vorabzustimmung ausgestellt werden soll, unter
Angabe der Abfallart gemal einer Verordnung nach § 4, des Eintrags im Europdischen Ab-
fallverzeichnis und im Anhang IV und IVA der EG-VerbringungsV;

8. eine Analyse oder Beschreibung der physikalischen und chemischen Eigenschaften der
in der Behandlungsanlage regelmalig behandelten Abfille sowie die Annahmekriterien
der

Behandlungsanlage fiir diese Abfille;

9. Angaben Uber die Gesamtmenge jeden Abfalls, fiir den die Vorabzustimmung ausge-
stellt werden soll;

10. Angaben (iber die voraussichtliche Menge, die Zusammensetzung und die Behandlung
des Restabfalls;

11. Angaben liber sémtliche in der Behandlungsanlage des Antragstellers gemaR § 9 VstG
verantwortliche Personen;

12. eine Erklarung, Antrage und Meldungen betreffend grenziiberschreitende Abfallver-
bringungen Uber ein Register gemal} § 22 Abs. 1 einzubringen, sofern dieser Teilbereich im
Register eingerichtet ist.

Gemal § 71a Abs. 3 AWG 2002 ist vor Erteilung der Vorabzustimmung der Landeshaupt-
mann jenes Bundeslandes, in dem die betreffende Behandlungsanlage liegt, anzuhéren.

Gemal § 71a Abs. 5 AWG 2002 ist der Bescheid, mit dem die Vorabzustimmung ausge-
stellt wird, im Falle eines Antragstellers, der eine eingetragene Organisation gemall EMAS
oder eine eingetragene Organisation gemal einer Verordnung nach § 15 Abs. 5 UMG ist,
auf langstens zehn Jahre zu befristen und im Falle eines Antragstellers, der Uber ein Zertifi-
kat gemaR ONORM EN ISO 14001 verfiigt, auf lingstens fiinf Jahre zu befristen. Der Be-
scheid hat insbesondere zu enthalten:

1. eine Auflistung der Abfille, fir die die Vorabzustimmung erteilt wird;

2. die Gesamtmenge jedes Abfalls, fiir den die Vorabzustimmung erteilt wird;

3. die Annahmekriterien fiir diese Abfélle;

5von8



GZ. 2022-0.600.323

4. die nicht vorlaufigen Verwertungsverfahren, fiir welche die Vorabzustimmung erteilt
wird.
Die Aufnahme von Auflagen oder Bedingungen ist zulassig.

Die Antragstellerin verfiigt Giber ein giiltiges Zertifikat gemaR ONORM EN ISO 14001, wel-
ches von einer akkreditierten Zertifizierungsstelle ausgestellt wurde.

Eine Bestrafung der Antragstellerin bzw. der gemaf} § 9 VstG verantwortlichen Personen
innerhalb der letzten fiinf Jahre wegen einer Ubertretung von Bundes- oder Landesgeset-
zen zum Schutz der Umwelt, wie insbesondere des AWG 2002, der GewO 1994, des WRG
1959 oder der durch das AWG 2002 aufgehobenen Rechtsvorschriften ist nicht erfolgt.

Die im Spruch genannten Abfille werden in der Anlage am Standort

Wipark, 12. StraBe 8, 3331 Kematen/Ybbs einer nicht vorlaufigen Verwertung zugefiihrt
(Verwertungsverfahren: R3).

Die Anlage entspricht dem Stand der Technik.

Da die Antragstellerin (iber ein giiltiges Zertifikat gem3R ONORM EN ISO 14001, welches
von einer akkreditierten Zertifizierungsstelle ausgestellt wurde, verfiigt, kann die Vorabzu-

stimmung fiir die Dauer von 5 Jahren erteilt werden.

Eine Auflistung der von der Vorabzustimmung umfassten Abfalle ist im Bescheid enthal-
ten.

Das zutreffende Verwertungsverfahren ist R3.
Demnach war spruchgemaR zu entscheiden.

Die Vorschreibung der Bedingungen und Auflagen griindet sich auf § 71a Abs. 5 AWG
2002.

Die Vorschreibung der Verwaltungsabgabe griindet sich auf die bezogene Gesetzesstelle.

Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb von vier Wochen nach seiner Zustellung Be-
schwerde an das 6rtlich zustandige Landesverwaltungsgericht erhoben werden.

Die Beschwerde ist schriftlich bei der Bundesministerin fir Klimaschutz, Umwelt, Ener-

gie, Mobilitat, Innovation und Technologie, im Wege der Abteilung V/1, Stubenbastei 5,
1010 Wien, einzubringen.
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Die Beschwerde hat zu enthalten:
- die Bezeichnung des angefochtenen Bescheides,
- die Bezeichnung der belangten Behorde,
- die Griinde, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stiitzt,
- das Begehren und
- die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde recht-
zeitig eingebracht ist.

Hinweise

1. Jede Anderung der Umstinde gemiR § 71a Abs. 4 AWG 2002 und jede Anderung der
relevanten Genehmigungen, Erlaubnisse und Berechtigungen ist unverziiglich, langs-
tens aber binnen 14 Tagen, unter Anschluss der relevanten Dokumente dem Bundesmi-
nister fiir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft bekannt zu geben.
Die Dokumentation der aktuellen Managementbewertung gemaR der ONORM EN ISO
14001 ist auf Verlangen dem Bundesminister fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt
und Wasserwirtschaft vorzulegen (§ 71a Abs. 6 AWG 2002).

2. Der Verlust der Voraussetzung gemal Abs. § 71a Abs. 4Z 1 AWG 2002 oder ein Wech-
sel des Betreibers der Behandlungsanlage erwirkt das Erléschen der Vorabzustimmung
(§ 71a Abs. 7 AWG 2002).

3. Der Bundesminister fiir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft hat
die Vorabzustimmung zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen des Abs. § 71a Abs. 4
Z 2 bis 4 AWG 2002 nicht mehr vorliegen oder der Betreiber der Behandlungsanlage
entgegen seiner Erklarung gemafl Abs. 2 Z 12 die Antrdge und Meldungen betreffend
grenziiberschreitende Abfallverbringungen nicht (iber ein Register gemal’ § 22 Abs. 1
AWG 2002 einbringt.

4. Gemal § 14 Tarifpost 5 und 6 Gebihrengesetz 1957, BGBI. 1957/267 i.d.g.F. sind fur
die Vergebihrung lhres Antrages und der angeschlossenen Beilagen Gebiihren von
€112,50 (1x € 14,30; 2 x 21,80 und 14 x € 3,90) zu entrichten.

Sie werden daher ersucht, einschlieflich der Verwaltungsabgabe den Betrag von € 119,00
binnen zwei Wochen ab Zustellung des Bescheides auf das

Konto des BMK,
lautend auf ,,Bundesministerium fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitat, Innovation
und Technologie, 1010 Wien“,

BIC: BUNDATWW,
IBAN: AT19 0100 0000 0506 0904,
UID-Nummer: ATU37584501,
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mit Hinweis auf die ZI. 2022-0.600.323

spesenfrei zur Einzahlung zu bringen.
Die bei Auslandsliberweisungen anfallenden Bankgebiihren gehen zu lhren Lasten und
dirfen den festgesetzten Betrag nicht vermindern.

Sofern eine Beschwerde gegen diesen Bescheid eingebracht wird, welche gemall BuLVwG-
Eingabengebuhrverordnung, BGBI. Il Nr. 387/2014, mit € 30, -- zu vergebuhren ist, ist die
Gebuhr auf das Konto des Finanzamtes fir Gebiihren, Verkehrssteuern und Gliicksspiel
(IBAN AT83 0100 0000 5504109, BIC BUNDATWW) zu entrichten, wobei auf der Zahlungs-
anweisung als Verwendungszweck das jeweilige Beschwerdeverfahren (Geschaftszahl des
Bescheides) anzugeben ist.

Bei elektronischer Uberweisung der Beschwerdegebiihr mit der ,, Finanzamtszahlung” ist
als Empfanger das Finanzamt fir Gebihren, Verkehrssteuern und Gliicksspiel (IBAN wie
zuvor) anzugeben oder auszuwahlen. Weiters sind die Steuernummer/Abgabenkontonum-
mer 109999102, die Abgabenart ,EEE - Beschwerdegebiihr”, das Datum des Bescheides
als Zeitraum und der Betrag anzugeben.

Der Nachweis liber die Vergebihrung der Beschwerde (Zahlungsbeleg oder ein Ausdruck
Uber die erfolgte Erteilung einer Zahlungsanweisung) ist der Beschwerde anzuschlieBen.

Ergeht in Kopie an:
e Frau Landeshauptfrau von Niederdsterreich

Fir die Bundesministerin:
Mag. Christian GESEK

Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.
Datum 2022-09-02T17:11:14+02:00
/ Seriennummer 1871969199
L s | | Aussteller-Zertifikat CN=a-sign-corporate-05,0U=a-sign-corporate-05,0=A-Trust Ges. .
MOBILITAT. INNOVATION UND Sicherheitssysteme im elektr. Datenverkehr GmbH,C=AT
@]“"[NU"U("' Prifinformation Informationen zur Prifung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
AMTSSIGNATUR Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at/

8von 8




	B E S C H E I D
	V o r a b z u s t i m m u n g
	V e r w a l t u n g s a b g a b e
	B e g r ü n d u n g
	R e c h t s m i t t e l b e l e h r u n g
	H i n w e i s e

		2022-09-02T17:10:01+0200
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at


		2022-09-02T17:11:14+0200
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




